
Allgemeine Geschäftsbedingungen der FIRMENGRUPPE APPL

- Verkaufsbedingungen –

Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen  
- Verkaufsbedingungen - haben Gültigkeit für folgende Unternehmen:

-FIRMENGRUPPE APPL Holding GmbH & Co. KG,  
 Senefelderstraße 3-11, 86650 Wemding,
-appl druck GmbH, Senefelderstraße 3-11, 86650 Wemding,
-aprinta druck GmbH, Senefelderstraße 3-11, 86650 Wemding,
-m.appl GmbH & Co.KG, Senefelderstraße 3-11, 86650 Wemding.

I. Geltungsbereich
1. Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Ver-
träge, Lieferungen und sonstigen Leistungen im Geschäftsverkehr mit Nicht-
Verbrauchern, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes schriftlich vereinbart 
wurde. 
2. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten ausdrücklich für alle der-
zeitigen und zukünftigen rechtsgeschäftlichen Beziehungen.
3. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäfts-
bedingungen des Auftraggebers werden, selbst bei Kenntnis, nicht Vertragsbe-
standteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich schriftlich zugestimmt.
4. Der Auftraggeber verzichtet auf eigene Allgemeine Geschäftsbedingungen, 
wenn er nicht ausdrücklich schriftlich widerspricht und Individualvereinbarun-
gen wünscht.
5. Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, Aufträge abzulehnen und 
bereits geschlossene Verträge außerordentlich und fristlos zu kündigen, sofern 
sich aus den übermittelten Druckdaten pornographische, faschistische oder die 
Verfassung der Bundesrepublik Deutschland verletzende Inhalte ergeben.

II. Vertragsschluss
1. Die in den Katalogen und Vertragsunterlagen des Auftragnehmers enthalte-
nen Angebote sind stets freibleibend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbind-
lich bezeichnet werden. Sie sind lediglich als Aufforderung zur Abgabe eines 
Angebots durch den Auftraggeber zu verstehen. Die Annahme des Auftragneh-
mers erfolgt durch Auftragsbestätigung oder durch Auftragsdurchführung.
2. Soweit Mitarbeiter des Auftragnehmers mündliche Nebenabreden treffen 
oder Zusicherungen geben, die über den schriftlichen Vertrag hinausgehen, 
bedürfen diese stets der schriftlichen Bestätigung. Dies gilt nicht für mündliche 
Erklärungen der Geschäftsleitung oder solcher Personen, die von dem Auftrag-
nehmer unbeschränkt bevollmächtigt sind.
3. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Besteller als Auftraggeber und 
Rechnungsempfänger, soweit keine anderweitige ausdrückliche Vereinbarung 
getroffen wurde. 

III. Preise
1. Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten unter dem 
Vorbehalt, dass die der Angebotsabgabe zugrunde gelegten Auftragsdaten 
unverändert bleiben.
2. Die Preise des Auftragnehmers enthalten keine Mehrwertsteuer und sind 
längstens vier Wochen gültig. Die Preise des Auftragnehmers gelten ab Werk 
in Euro und netto. Sie schließen Verpackung, Fracht, Porto, Versicherung und 
sonstige Versandkosten nicht ein.
3. Soll die Lieferung oder Leistung 4 Monate nach Vertragsschluss oder später 
erfolgen, verpflichten sich die Vertragspartner bei Änderung von Kosten, Löh-
nen usw. über den Preis neu zu verhandeln.
4. Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des Auftraggebers einschließ-
lich des dadurch verursachten Maschinenstillstands werden dem Auftraggeber 
berechnet. Als nachträgliche Änderungen gelten auch Wiederholungen von 
Probeandrucken, die vom Auftraggeber wegen geringfügiger Abweichung von 
der Vorlage verlangt werden.
5. Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Muster sowie Korrekturabzüge, 
Änderung angelieferter/übertragener Daten und ähnliche Vorarbeiten, die vom 
Auftraggeber veranlasst sind, werden berechnet. Gleiches gilt für Datenüber-
tragungen jeglicher Art.

IV. Beschaffenheit
1. Es wird ausdrücklich vereinbart, dass der Auftragnehmer berechtigt ist, be-
züglich der Vertragsware Abweichungen in Farbe, Maßen und Konstruktionen 
vorzunehmen, soweit diese Abweichungen nicht den technischen Vertrags-
zweck der Ware verhindern. Solche Abweichungen in Farben und Maße sowie 
Konstruktionen gelten nicht als Mängel im Rechtssinne.
2. Die Vertragsware gilt als mangelfrei, soweit sie die vereinbarte Beschaffen-
heit aufweist und/oder für den vereinbarten Verwendungszweck geeignet ist.

V. Zahlung
1. Die Rechnungen (Nettopreis zzgl. MwSt.) sind zahlbar innerhalb von 14 
Tagen ohne Abzug nach Rechnungsstellung, soweit nichts anderes vereinbart 
ist. Die Rechnung gilt als beim Auftraggeber zugegangen, wenn sie gestellt ist 
(Rechnungsdatum). Eine etwaige Skontovereinbarung bezieht sich nicht auf 
Fracht, Porto, Versicherung oder sonstige Versandkosten. Die Rechnung wird 
unter dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereitschaft (Holschuld, 
Annahmeverzug) ausgestellt. Wechsel und Schecks werden als Zahlungsmit-
tel nicht akzeptiert. Zinsen und Spesen trägt der Auftraggeber. Sie sind vom 
Auftraggeber sofort zu zahlen.
2. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderung aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht aus-
üben. Einem Auftraggeber, der Vollkaufmann im Sinne des HGB ist, stehen 
Zurückbehaltungs- und Aufrechnungsrechte nicht zu. Die Rechte nach § 320 
BGB bleiben jedoch erhalten, solange und soweit der Auftragnehmer seinen 
Verpflichtungen nach Ziffer X.4. nicht nachgekommen ist.
3. Ist die Erfüllung des Zahlungsanspruches wegen einer nach Vertragsab-
schluss eingetretenen oder bekanntgewordenen Verschlechterung der Vermö-
gensverhältnisse des Auftraggebers gefährdet, so kann der Auftragnehmer Vo-
rauszahlung und sofortige Zahlung aller offenen, auch der noch nicht fälligen 
Rechnungen verlangen, noch nicht ausgelieferte Ware zurückhalten sowie die 
Weiterarbeit an noch laufenden Aufträgen einstellen. Diese Rechte stehen dem 
Auftragnehmer auch zu, wenn der Auftraggeber trotz seiner verzugsbegründe-
ten Mahnung keine Zahlung leistet. § 321 Abs. 2 BGB bleibt unberührt.
4. Bei Zahlungsverzug sind Verzugszinsen in Höhe von 8% über dem jewei-
ligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank zu zahlen. Die Geltendma-
chung weiteren Verzugsschadens wird hierdurch nicht ausgeschlossen. Zahlt 
der Auftraggeber binnen 14 Tagen nach Rechnungsdatum und Lieferung der 
Ware den Preis einschließlich der Nebenkosten gem. Ziffer III.1. nicht, kommt 
er auch ohne Mahnung in Verzug.
5. Der Auftragnehmer ist berechtigt, Ansprüche aus dem Vertragsverhältnis an 
Dritte abzutreten. 
6. Der Auftraggeber darf seine Verbindlichkeiten aus dem Vertragsverhältnis 
nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftragnehmers abtreten, verkaufen oder 
im Rahmen einer Zentralregulierung begleichen. In allen Fällen muss dies für 
den Auftragnehmer ohne Kosten erfolgen.
7. Der Auftragnehmer ist aus sämtlichen Lieferverpflichtungen gleich aus wel-
chem Rechtsgrund entbunden, wenn der Auftraggeber eine Rechnung nicht 
fristgerecht bezahlt. 

VI. Stornierung / Terminänderung / Kostentragung
Eine Stornierung des Auftrags ganz oder teilweise sowie eine Änderung des 
ursprünglichen Datenanlieferungs-/Drucktermins verbunden mit der Anfrage 
auf einen neuen Datenanlieferungs-/Drucktermin sind bis 6 Monate vor Daten-
anlieferungs-/Drucktermin kostenfrei möglich.
Sollte der Auftragnehmer den neu angefragten Termin nicht realisieren können 
und der Auftrag aufgrund dessen storniert werden, fallen Kosten an. 
Bei einer Stornierung des ganzen Auftrags oder des Datenanlieferungs-/Druck-
termins bzw. teilweisen Stornierung des Auftrags zwischen 3 und 6 Monate 
vor Datenanlieferungs-/Drucktermin sind 50% des Bestellwertes bzw. des 
Bestellwertes für den stornierten Teil vom Auftraggeber zu tragen.
Bei einer Stornierung des ganzen Auftrags oder des Datenanlieferungs-/Druck-
termins bzw. teilweisen Stornierung des Auftrags zwischen 2 und 3 Monate 
vor Datenanlieferungs-/Drucktermin sind 75% des Bestellwertes bzw. des 
Bestellwertes für den stornierten Teil vom Auftraggeber zu tragen.
Bei einer Stornierung des ganzen Auftrags oder des Datenanlieferungs-/Druck-
termins bzw. teilweisen Stornierung ab 1 Monat vor Datenanlieferungs-/Druck-
termin sind 100% des Bestellwertes bzw. des Bestellwertes für den stornierten 
Teil vom Auftraggeber zu tragen.
Das durch den Auftragnehmer bestellte Papier muss unabhängig von einer 
kompletten bzw. teilweisen Stornierung nach Bestellung binnen 14 Tagen 
bezahlt und binnen 4 Wochen abgeholt werden.

VII. Lieferung
1. Sämtliche Lieferungen erfolgen ab Werk.
2. Den Versand nimmt der Auftragnehmer für den Auftraggeber mit der 
gebotenen Sorgfalt vor, haftet jedoch nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 
Die Gefahr geht auf den Auftraggeber über, sobald die Ware dem Frachtführer 
übergeben wird. Die Ware ist nach den jeweiligen Speditionsbedingungen des 
Transportführers versichert.
3. Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftragnehmer ausdrücklich 
bestätigt werden. Wird der Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die 
Bestätigung über den Liefertermin der Schriftform.
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4. Teilleistungen und Teillieferungen sind in zumutbarem Umfang zulässig. 
5. Gerät der Auftragnehmer mit seinen Leistungen in Verzug, so ist ihm 
zunächst eine angemessene Nachfrist zu gewähren. Nach fruchtlosem Ablauf 
der Nachfrist kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. Ersatz des 
Verzugsschadens kann nur bis zur Höhe des Auftragswertes (Eigenleistung 
ausschließlich Vorleistung und Material) verlangt werden.
Die Rechte aus § 323 BGB kann der Auftraggeber nur ausüben, wenn die Ver-
zögerung vom Auftragnehmer zu vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast 
ist mit dieser Regelung nicht verbunden.
6. Betriebsstörungen - sowohl im Betrieb des Auftragnehmers als auch in 
dem eines Zulieferers - wie z.B. Streik, Aussperrung sowie alle sonstigen Fälle 
höherer Gewalt, berechtigen erst dann zur Kündigung des Vertrags, wenn 
dem Auftraggeber ein weiteres Abwarten nicht mehr zugemutet werden kann, 
andernfalls verlängert sich die vereinbarte Lieferfrist um die Dauer der Verzöge-
rung. Eine Kündigung ist jedoch frühestens vier Wochen nach Eintritt der oben 
beschriebenen Betriebsstörung möglich. Eine Haftung des Auftragnehmers ist 
in diesen Fällen ausgeschlossen.
7. Dem Auftragnehmer steht an den vom Auftraggeber angelieferten Druck- 
und Stempelvorlagen, Manuskripten, Rohmaterialien und sonstigen Gegen-
ständen ein Zurückbehaltungsrecht gemäß § 369 HGB bis zur vollständigen 
Erfüllung aller fälligen Forderungen aus der Geschäftsverbindung zu.
8. Der Auftragnehmer nimmt im Rahmen der ihm aufgrund der Verpackungs-
verordnung obliegenden Pflichten Verpackungen zurück. Der Auftraggeber 
kann Verpackungen im Betrieb des Auftragnehmers zu den üblichen Geschäfts-
zeiten nach rechtzeitiger vorheriger Anmeldung zurückgeben, es sei denn, ihm 
ist eine andere Annahme-/Sammelstelle benannt worden. Die Verpackungen 
können dem Auftragnehmer auch bei der Lieferung zurückgegeben werden, es 
sei denn, dem Auftraggeber ist eine andere Annahme-/Sammelstelle benannt 
worden. Zurückgenommen werden Verpackungen nur unmittelbar nach 
Auslieferung der Ware, bei Folgelieferungen nur nach rechtzeitiger vorheriger 
Mitteilung und Bereitstellung. Die Kosten des Transports der gebrauchten Ver-
packungen trägt der Auftraggeber. Ist eine benannte Annahme-/Sammelstelle 
weiter entfernt als der Betrieb des Auftragnehmers, so trägt der Auftraggeber 
lediglich die Transportkosten, die für eine Entfernung bis zum Betrieb des Auf-
tragnehmers entstehen würden. Die zurückgegebenen Verpackungen müssen 
sauber, frei von Fremdstoffen und nach unterschiedlicher Verpackung sortiert 
sein. Anderenfalls ist der Auftragnehmer berechtigt, vom Auftraggeber die bei 
der Entsorgung entstehenden Mehrkosten zu verlangen.
9. Leihpaletten müssen spätestens vier Wochen nach Rechnungsstellung auf 
Kosten des Auftraggebers zurückgegeben werden.

VIII. Druckdaten, Prüfungspflicht
1. Der Auftraggeber ist verpflichtet die Druckdaten gepackt zu übermitteln.
2. Der Auftragnehmer führt alle Druckaufträge ausschließlich auf Grundlage 
der vom Auftraggeber übermittelten Druckdaten aus. Diese Daten sind aus-
schließlich in den Formaten und mit den Spezifikationen zu übermitteln, die in 
den Auftraggeberinformationen, insbesondere unter dem Punkt „Druckdaten“ 
genannt sind. Bei abweichenden Datenformaten oder anderen Spezifikationen 
ist ein fehlerfreier Druck nicht gewährleistet. Der Auftraggeber ist verpflichtet, 
die von ihm übermittelten Druckdaten vor Übermittlung an den Auftrag-
nehmer sorgfältig zu prüfen, ob diese für den auszuführenden Druckauftrag 
geeignet sind. Der Auftragnehmer prüft die Druckdaten auf Druckfähigkeit 
bezüglich der unter „Druckdaten“ genannten Punkte. Sind die Druckdaten 
fehlerhaft, so wird dies dem Auftraggeber mitgeteilt. Der Auftraggeber ist dann 
verpflichtet, die Daten vom Auftragnehmer im Hinblick auf die Druckfähigkeit 
bearbeiten zu lassen, fehlerfreie Druckdaten zu liefern oder die fehlerhaften 
Daten drucken zu lassen (Mitwirkungshandlungen des Auftraggebers). Eine 
Überprüfung der Druckdaten durch den Auftragnehmer erfolgt nicht. Die Ge-
fahr etwaiger Fehler der Druckerzeugnisse infolge fehlerhafter Druckdaten trägt 
allein der Auftraggeber. Auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers werden, 
soweit technisch möglich, auch andere, als die in den Auftraggeberinformati-
onen angegebenen Formate verarbeitet. Sofern durch die Konvertierung der 
Daten in Formate, die vom Auftragnehmer verarbeitet werden können, Fehler 
entstehen, gehen diese nicht zu Lasten des Auftragnehmers. Der Auftraggeber 
erklärt, dass er das Risiko der Konvertierung selbst trägt. Werden Druckdaten 
nicht im CMYK-Modus übermittelt, so kann der Auftragnehmer die Daten 
konvertieren. Bei Konvertierung von RGB-Daten oder ICC-Farbprofilen kommt 
es naturgemäß zu Farbabweichungen vom Original. Die Haftung für derartige 
Farbabweichungen liegt ausschließlich beim Auftraggeber. Mit Übermittlung 
der Druckdaten in einem anderen als dem angegebenen CMYK-Modus erklärt 
der Auftraggeber ausdrücklich, dass die Konvertierung auf sein Risiko erfolgt.

IX. Subunternehmer
Der Auftragnehmer ist berechtigt Subunternehmer zur Erfüllung der vertragli-
chen Verpflichtungen einzuschalten.

X. Eigentumsvorbehalt
1. Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur 
vollständigen Bezahlung aller gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus 
der Geschäftsbeziehung vor.
2. Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers, insbesondere bei 
Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, ist der Auftragnehmer nach erfolglosem 
Ablauf einer dem Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist berechtigt, die 
unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware zurückzunehmen und der Auftragge-
ber zur Herausgabe verpflichtet.
3. Zur Weiterveräußerung ist der Auftraggeber nur im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang berechtigt. Der Auftraggeber tritt seine Forderungen aus der 
Weiterveräußerung hierdurch an den Auftragnehmer ab. Der Auftragnehmer 
nimmt die Abtretung hiermit an. Zur Einziehung der Forderung bleibt der 
Auftragnehmer auch nach der Abtretung ermächtigt. Der Auftragnehmer 
verpflichtet sich, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Auftraggeber 
seinen Zahlungsverpflichtungen dem Auftragnehmer gegenüber nachkommt, 
nicht in Zahlungsverzug gerät, kein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens gestellt ist und kein sonstiger Mangel an seiner Leistungsfähigkeit vorliegt. 
Ist dies der Fall, kann der Auftragnehmer verlangen, dass der Auftraggeber ihm 
die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner samt Adressen bekannt 
gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unter-
lagen aushändigt und den Schuldnern die Abtretung mitteilt.
4. Übersteigt der Wert der für den Auftragnehmer bestehenden Sicherheiten 
dessen Forderung insgesamt um mehr als 20%, so ist der Auftragnehmer auf 
Verlangen des Auftraggebers oder eines durch die Übersicherung des Auftrag-
nehmers beeinträchtigten Dritten insoweit zur Freigabe von Sicherungen nach 
Wahl des Auftragnehmers verpflichtet.
5. Bei Pfändungen der Vorbehaltsware durch Dritte oder sonstigen Eingriffen 
Dritter muss der Auftraggeber auf das Eigentum des Auftragnehmers hinweisen 
und muss den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich benachrichtigen.
6. Bei Be- oder Verarbeitung vom Auftragnehmer gelieferter und in dessen 
Eigentum stehender Waren ist der Auftragnehmer als Hersteller gemäß § 950 
BGB anzusehen und behält in jedem Zeitpunkt der Verarbeitung Eigentum an 
den Erzeugnissen. Sind Dritte an der Be- oder Verarbeitung beteiligt, ist der 
Auftragnehmer auf einen Miteigentumsanteil in Höhe des Rechnungswerts der 
Vorbehaltsware beschränkt. Das so erworbene Eigentum gilt als Vorbehaltsei-
gentum. Dasselbe gilt für den Fall der Vermischung und Verbindung.
7. Die Ware darf vor vollständiger Bezahlung weder an Dritte verpfändet, noch 
zur Sicherheit übereignet werden. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer 
unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn und soweit Zugriffe Dritter 
auf die dem Auftragnehmer gehörende Ware erfolgen.
8. Zur Weiterveräußerung ist der Auftraggeber nur im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang berechtigt. Der Auftraggeber tritt seine Forderungen aus der 
Weiterveräußerung hiermit an den Auftragnehmer ab. Der Auftragnehmer 
nimmt die Abtretung hiermit an. Übersteigt der realisierbare Wert der Sicher-
heiten die Forderungen des Auftragnehmers um mehr als 10 %, so wird der 
Auftragnehmer – auf Verlangen des Auftraggebers – Sicherheiten nach seiner 
Wahl freigeben.

XI. Beanstandungen/Gewährleistungen
1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der Ware sowie der zur 
Korrektur übersandten Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem Fall unverzüg-
lich zu prüfen. Die Gefahr etwaiger Fehler geht mit der Druckreiferklärung/
Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es sich nicht um 
Fehler handelt, die erst in dem sich an die Druckreiferklärung/Fertigungsrei-
ferklärung anschließenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt 
werden konnten. Das Gleiche gilt für alle sonstigen Freigabeerklärungen des 
Auftraggebers.
2. Offensichtliche Mängel sind innerhalb einer Frist von einer Woche ab 
Empfang der Ware schriftlich anzuzeigen, versteckte Mängel innerhalb einer 
Frist von einer Woche ab Entdeckung; andernfalls ist die Geltendmachung des 
Gewährleistungsanspruchs ausgeschlossen. Weitergehende Obliegenheiten 
gem. § 377 HGB bleiben unberührt.
3. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die zur geschuldeten Nacherfül-
lung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstan-
dete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben.
4. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer nach seiner Wahl 
unter Ausschluss anderer Ansprüche zur Nachbesserung und/oder Ersatzlie-
ferung verpflichtet, und zwar bis zur Höhe des Auftragswertes, es sei denn, 
eine zugesicherte Eigenschaft fehlt oder dem Auftragnehmer oder seinem 
Erfüllungsgehilfen fallen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last. Das 
Gleiche gilt für den Fall einer berechtigten Beanstandung der Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung. Kommt der Auftragnehmer dieser Verpflichtung nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist nach oder schlägt die Nachbesserung 
trotz wiederholten Versuchs fehl, kann der Auftraggeber Herabsetzung der 
Vergütung (Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrags (Rücktritt) 
verlangen. Die Haftung für Mangelfolgeschäden wird ausgeschlossen, es sei 
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denn, dem Auftragnehmer oder seinem Erfüllungsgehilfen fallen Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last.
5. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstandung der 
gesamten Lieferung, es sei denn, dass die Teillieferung für den Auftraggeber ohne 
Interesse ist.
6. Mängel müssen immer vor Weitergabe an Dritte zu Weiterverarbeitungszwecken 
gemeldet werden.
7. Bei farbigen Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können geringfügige 
Abweichungen vom Original nicht beanstandet werden. Das Gleiche gilt für den 
Vergleich zwischen sonstigen Vorlagen (z.B. Digital Proofs, Andrucken) und dem 
Endprodukt. Darüber hinaus ist die Haftung für Mängel, die den Wert oder die Ge-
brauchstauglichkeit nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigen, ausgeschlossen.
8. Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haftet der 
Auftragnehmer nur bis zur Höhe der eigenen Ansprüche gegen den jeweiligen Zu-
lieferanten. In einem solchen Fall ist der Auftragnehmer von seiner Haftung befreit, 
wenn er seine Ansprüche gegen die Zulieferanten an den Auftraggeber abtritt. Der 
Auftragnehmer haftet wie ein Bürge, soweit Ansprüche gegen den Zulieferanten 
durch Verschulden des Auftragnehmers nicht bestehen oder solche Ansprüche 
nicht durchsetzbar sind.
9. Zulieferungen (auch Datenträger, übertragene Daten) durch den Auftraggeber 
oder durch einen von ihm eingeschalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungs-
pflicht seitens des Auftragnehmers. Dies gilt nicht für offensichtlich nicht verarbei-
tungsfähige oder nicht lesbare Daten. Bei Datenübertragungen hat der Auftrag-
geber vor Übersendung jeweils dem neuesten technischen Stand entsprechende 
Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen. Die Datensicherung obliegt al-
lein dem Auftraggeber. Der Auftragnehmer ist berechtigt eine Kopie anzufertigen.
10. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10% der bestellten Auflage können nicht 
beanstandet werden. Berechnet wird die gelieferte Menge. Bei Lieferungen aus 
Papiersonderanfertigungen unter 1.000 kg erhöht sich der Prozentsatz auf 20%, 
unter 2.000 kg auf 15%.

XII. Haftung
1. Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Auftraggebers, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, sind ausgeschlossen.
2. Dieser Haftungsausschluss gilt nicht

• bei vorsätzlicher oder grob fahrlässig verursachtem Schaden,
• bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, auch durch 
gesetzliche Vertreter oder Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers; insoweit 
haftet er nur auf den nach Art des Produkts vorhersehbaren, vertragstypischen, 
unmittelbaren Durchschnittsschaden. Vertragswesentliche Pflichten sind Pflichten, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftraggeber regelmäßig vertrauen darf.
• im Falle schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
des Auftraggebers,
• bei arglistig verschwiegenen Mängeln und übernommener Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware,
• bei Ansprüchen aus dem Produkthaftungsgesetz.

XIII. Verjährung
Ansprüche des Auftraggebers auf Gewährleistung und Schadensersatz verjähren in 
einem Jahr beginnend mit der (Ab-)Lieferung der Ware. Dies gilt nicht für die unter 
Ziffer XI.2. genannten Ansprüche.

XIV. Abschlagszahlungen/Sicherheitsstellungen
1. Der Auftragnehmer ist berechtigt, gegenüber dem Auftraggeber Abschlagszah-
lungen bzw. Vorschussrechnungen zu stellen bis zum vollen Warenwert des Vertra-
ges. Soweit der Auftraggeber nicht innerhalb von 14 Tagen nach Rechnungsdatum 
an den Auftragnehmer leistet, ist der Auftragnehmer  bis zur Leistung auf die Ab-
schlags- bzw. Vorschussrechnung von den Lieferpflichten in tatsächlicher und zeit-
licher Hinsicht freigestellt. Liefertermine, die vom Auftragnehmer zugesagt worden 
sind, verschieben sich entsprechend. Soweit der Auftraggeber nach nochmaliger 
Aufforderung zur Begleichung der gestellten Abschlags- und Vorschussrechnung 
mit angemessener Fristsetzung die Leistung nicht vornimmt, ist der Auftragnehmer 
berechtigt, ohne weitere Voraussetzungen vom Vertrag zurückzutreten. In diesem 
Fall sind Schadens- und /oder Aufwendungsersatzansprüche des Auftraggebers 
ausdrücklich ausgeschlossen.
2. Werden dem Auftragnehmer nach Vertragsabschluss Tatsachen, insbesondere 
Zahlungsverzug hinsichtlich früherer Lieferungen bekannt, die nach pflichtge-
mäßem kaufmännischem Ermessen darauf schließen lassen, dass der Kaufpreis-
anspruch durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Auftraggebers gefährdet ist, 
ist der Auftragnehmer berechtigt unter Setzung einer angemessenen Frist vom 
Auftraggeber nach dessen Wahl Zug-um-Zug Zahlung oder entsprechende Sicher-
heiten zu verlangen und im Weigerungsfalle vom Vertrag zurückzutreten, wobei 
die Rechnung für bereits erfolgte Teillieferungen sofort fällig werden.
XV. Produktionsklausel
1. Der Auftraggeber bestätigt ausdrücklich, dass er sich vor dem Auftrag über die 
Produktion informiert hat bzw. darauf verzichtet, sich über die Produktion des 

Auftragnehmers zu informieren.
2. Der Auftraggeber erkennt die Produktion als für die Vertragsware geeignet und 
dem aktuellen Stand der Technik entsprechend an.
3. Produkte, die der Auftraggeber  nach der Erstbemusterung freigibt, gelten im 
Rahmen der Vertragsbeziehung bezogen auf dieses Produkt dann als mangelfrei, 
wenn die Vertragsprodukte den Erstbemusterungsmodellen hinsichtlich der techni-
schen Verwendbarkeit entsprechen. 

XVI. Handelsbrauch
Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der Druckindustrie (z.B. 
keine Herausgabepflicht von Zwischenerzeugnissen wie Daten, Lithos oder Druck-
platten, die zur Herstellung des geschuldeten Endprodukts erstellt werden), sofern 
kein abweichender Auftrag erteilt wurde.

XVII. Periodische Arbeiten
Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten können mit einer Frist von 
mindestens 3 Monaten zum Schluss eines Monats gekündigt werden, sofern 
nichts Abweichendes schriftlich vereinbart wurde. Die Kündigung muss schriftlich 
erfolgen. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. Insbeson-
dere steht dem Auftragnehmer das Recht zur fristlosen Kündigung zu, wenn der 
Besteller mit Zahlungen ganz oder teilweise in Rückstand gerät.

XVIII. Vertragsstrafe
Etwaige Vertragsstrafen oder Verzugsfolgen, die der Auftraggeber mit seinen 
Kunden vereinbart hat, sind vom Auftragnehmer dann zu übernehmen, soweit 
eine Haftung dem Grunde nach für den Auftragnehmer besteht und soweit diese 
Vertragsstrafen bzw. Verzugsfolgen dem Auftragnehmer vor Abschluss des Vertra-
ges schriftlich mitgeteilt worden sind. Die Höhe des zu leistenden Schadensersatzes 
ist begrenzt auf den Wert der Eigenleistung der Druckerei. Wir akzeptieren keine 
Konventional- oder Vertragsstrafen.

XIX. Gewerbliche Schutzrechte/Urheberrecht, Eigentum
1. Vorlagen, Rohstoffe, Materialien, Druckträger und andere der Wiederverwen-
dung dienende Gegenstände sowie Halb- und Fertigerzeugnisse werden nur nach 
vorheriger Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den Ausliefe-
rungstermin hinaus verwahrt, jedoch maximal sechs Monate, und werden danach 
automatisch auf Kosten des Auftraggebers entsorgt. Der Auftragnehmer haftet nur 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.
2. Die vom Auftragnehmer zur Herstellung des Vertragserzeugnisses eingesetzten 
Betriebsgegenstände, insbesondere Druckplatten und Stehsätze, bleiben, auch 
wenn sie gesondert berechnet werden, Eigentum des Auftragnehmers und werden 
nicht ausgeliefert.
3. Der Auftraggeber haftet allein, wenn durch die Ausführung seines Auftrages 
Rechte Dritter, insbesondere Urheberrechte verletzt werden. Der Auftraggeber hat 
den Auftragnehmer von allen Ansprüchen Dritter wegen einer solchen Rechtsver-
letzung freizustellen.
4. Der Auftraggeber erklärt, die Rechte (insbesondere Urheber- und Bildrechte) des 
gesendeten oder hochgeladenen Dokuments zu besitzen. Standardmäßig erklärt 
der Auftraggeber, dass die Dokumente urheberrechtlich zur freien Verwendung 
stehen oder die nötigen Befugnisse (Transfer der Autorenrechte, Erlaubnis zur 
Verwendung der Bildrechte, Verwendung geistigen Eigentums Dritter,…) erteilt 
wurde, insbesondere im Fall des Nachdrucks, der Darstellung, der Anpassung oder 
der Veröffentlichung im Falle der e-publikation.

XX. Geheimhaltungsklausel
1. Der Auftraggeber verpflichtet sich, alle schutzwürdigen Aspekte der Geschäfts-
beziehung vertraulich zu behandeln. Der Auftraggeber wird insbesondere alle nicht 
offenkundigen kaufmännischen und technischen Einzelheiten, die ihm durch die 
Geschäftsbeziehung bekannt werden, als Geschäftsgeheimnis behandeln. Nicht 
unter die Geheimhaltungspflicht fallen Informationen oder Aspekte der Geschäfts-
beziehung, die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe bereits öffentlich bekannt waren 
sowie Informationen oder Aspekte der Geschäftsbeziehung, die dem Auftraggeber 
bereits nachweislich vor der Bekanntgabe durch den Auftragnehmer bekannt waren.
2. Der Auftraggeber ist auch nach dem Ende der geschäftlichen Beziehungen zur 
Geheimhaltung verpflichtet.

XXI. Verwahren, Versicherung
1. Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere Daten und Datenträger, 
werden vom Auftragnehmer nur nach ausdrücklicher Vereinbarung und gegen 
besondere Vergütung über den Zeitpunkt der Übergabe des Endprodukts an den 
Auftraggeber oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus archiviert, jedoch maximal sechs 
Monate, und werden danach automatisch auf Kosten des Auftraggebers entsorgt.. 
Sollen die vorbezeichneten Gegenstände versichert werden, so hat dies bei fehlen-
der Vereinbarung der Auftraggeber selbst zu besorgen.
2. Verbleibende Papierrestmengen gehen nach zweifacher Aufforderung nach 
Ablauf von 6 Monaten in das Eigentum des Auftragnehmers über.
3. Die vorstehend bezeichneten Gegenstände werden soweit sie vom Auftraggeber 



zur Verfügung gestellt sind, bis zum Auslieferungstermin pfleglich behandelt. Für Be-
schädigungen haftet der Auftragnehmer nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.
4. Vom Auftraggeber beschafftes Material, gleichviel welcher Art, ist dem Auftrag-
nehmer frei Haus und auf Gefahr des Auftraggebers rechtzeitig und pünktlich zu 
liefern. Der Eingang wird bestätigt ohne Übernahme einer Gewähr für die Rich-
tigkeit der als geliefert bezeichneten Menge. Bei größeren Posten sind die mit der 
Zählung oder gewichtsmäßigen Prüfung verbundenen Kosten sowie Lagerspesen 
zu erstatten.
5. Sofern der Auftraggeber binnen einer Frist von 14 Tagen die eingelagerte Ware 
nicht abholt, gilt der Verwahrvertrag als gekündigt. Ab dem Verzugszeitpunkt wer-
den Lagerkosten geltend gemacht. Der Auftraggeber ist darüber hinaus berechtigt, 
die Ware freihändig zu verkaufen (§373 Abs. 2 Satz 1, 2.alt HGB). Der Erlös steht 
dem Auftraggeber zu. 

XXII. Materialbeistellung
1. Vom Auftraggeber beschafftes Material (u.a. Papier und Halbfabrikate), gleich-
viel welcher Art, ist uns in einwandfreiem Zustand frei Haus zu liefern. Der Eingang 
wird bestätigt ohne Übernahme der Gewähr für die Richtigkeit der als geliefert be-
zeichneten Menge. Bei größeren Posten sind die mit der Zählung oder gewichts-
mäßigen Prüfung verbundenen Kosten sowie die Lagerspesen zu erstatten.
2. Der Auftraggeber trägt das Risiko der Verarbeitbarkeit des von ihm bereitgestell-
ten Materials. Wir sind berechtigt, Material abzulehnen, soweit uns
dieses von vornherein für die Ausführung des Auftrages als ungeeignet erscheint.
3. Bei Zurverfügungstellung des Papiers und Kartons durch den Auftraggeber 
gehen die Abfälle durch unvermeidlichen Makulaturanfall bei Druckeinrichtungen 
und Fortdrucke durch Beschnitt, Ausstanzen und dergleichen in unser Eigentum
über. Verpackungsmaterial hat der Auftraggeber zurückzunehmen.
4. Bei Beschädigung oder Verlust des vom Auftraggeber beigestellten Materials 
haften wir nur, soweit wir oder unsere Erfüllungsgehilfen vorsätzlich oder grob 
fahrlässig gehandelt haben.
5. Der Wiederverwendung dienendes Material sowie Halb- und Fertigerzeugnisse, 
einschließlich etwaiger dem Auftraggeber gehörender Restmaterialien, werden 
nur nach vorheriger Vereinbarung gegen Vergütung über den Auslieferungstermin 
hinaus verwahrt. Wird keine Vereinbarung getroffen und sind die Sachen nicht 
binnen vier Wochen nach Erledigung des Auftrages vom Auftraggeber abgefordert 
worden, sind wir berechtigt, diese auf Rechnung und Gefahr des Auftraggebers bei 
einem Spediteur einzulagern. Für die Versicherung der Sachen hat der Auftragge-
ber zu sorgen.

XXIII. Impressum
Der Auftragnehmer kann auf den Vertragserzeugnissen in geeigneter Weise auf 
seine Firma hinweisen. Der Auftraggeber kann die Zustimmung nur verweigern, 
wenn er hieran ein überwiegendes Interesse hat.

XXIV. Erfüllungsort/Gerichtsstand/anzuwendendes Recht
1. Erfüllungsort und Gerichtsstand sind, wenn der Auftraggeber Kaufmann, juristi-
sche Person, Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen ist oder im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, für alle sich aus 
dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten einschließlich Scheck-, Wechsel- 
und Urkundenprozesse, der Sitz des Auftragnehmers. 
2. Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht Anwendung. Die Anwendung 
des UN-Kaufrechts ist ausgeschlossen, sowie diejenigen Normen internationalen 
Privatrechts, die zur Anwendung ausländischer Rechtsnormen führen würden.

XXV. Salvatorische Klausel
Durch etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen wird die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.

Stand 12.01.2024

Seite 4 von 4


